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Renate Künast

Wir werden sehr genau beobachten, wie Sie diese Offen-
sive angehen wollen, wie Sie das, bis hin zum Partne-
ring, beim Aufbau in den Distrikten gewährleisten wol-
len. Unsere Forderung war bisher, 500 Ausbilder bei der
Polizei einzusetzen.

Zum Thema Bundeswehr. Ich glaube, das ist eine
Mogelpackung. Es gab eine Art Stammeskonflikt zwi-
schen den Regierungsministern. Es ging um die Frage,
wie stark die Bundeswehrkapazität ausgebaut werden
soll. Nun passiert Folgendes: Zusätzlich zu den 280 Aus-
bildern, die es schon gab, hat man nach effizienten Kon-
trollen und langem Suchen intern 620 gefunden. Nun
will man noch 500 Soldaten zusätzlich. Ich sage Ihnen
ganz klar: Wir werden auch in der Ausschussarbeit sehr
genau beobachten, wo überflüssige und falsche Einsätze
stattfinden. Der Tornadoeinsatz mit bis zu 100 Soldaten
macht militärisch keinen Sinn. Auch hier gäbe es Um-
baumöglichkeiten, Frau Merkel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine letzte Anmerkung zur Bundeswehr: Ein Plus
von 350 �flexiblen� Soldaten kann ich nicht akzeptieren.
Wir haben in unserem bisherigen Kontingent von
4 500 Soldaten längst Flexibilität drin. Frau Merkel, wir
können nicht akzeptieren � ich habe eine, zwei Nächte da-
rüber geschlafen und mit vielen geredet �, dass wir hier
einfach für diese oder jene Aufgabe, für die Wahlen, für
Übergänge und das Auswechseln von Truppen, sicher-
heitshalber die Zahl 350 verabschieden. Wenn davon, wie
Sie hier gerade sagten, zum Beispiel bei den Wahlen ei-
nige eingesetzt werden sollen, soll sich der Verteidi-
gungsausschuss zuvor damit befassen. Ich sage Ihnen
ganz klar: Wir wollen keine Zum-Beispiel-Einsätze der
Bundeswehr. Die Entscheidung ist immer konkret im Ple-
num zu treffen. Deshalb werden wir uns jeden einzelnen
Antrag von Ihnen sehr kritisch und genau ansehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Fazit: Es gibt zwar Licht bei viel Schatten, aber jetzt
gilt es, die Londoner Ergebnisse abzuwarten. Wir wol-
len konkrete Schritte und Transparenz für die Zukunft.
Wir wollen wissen, wie eine Politik der Versöhnung in
etwa funktionieren kann, ohne dass es zum Beispiel bei
der Umsetzung der Menschenrechte zu massiven Brü-
chen und Rissen kommt. Jetzt muss es um einen wirkli-
chen Vorrang des Zivilen gehen, um einen wirklichen
Vorrang von Ausbildung und Schutz unter Wahrung der
Menschenrechte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt:

Nächste Rednerin ist die Kollegin Elke Hoff für die
FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Elke Hoff (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen!

Liebe Kollegen! Frau Bundeskanzlerin, ich möchte Ih-

nen an dieser Stelle ausdrücklich meinen persönlichen
Respekt für Ihre Regierungserklärung zollen, weil Sie
sehr deutlich gemacht haben, wie die Eckpunkte der
neuen Strategie dieser Bundesregierung im Vorfeld der
Londoner Konferenz aussehen. Ich glaube, dass jeder,
der richtig zugehört hat, genau erkennen konnte, mit
welchen neuen Ausrichtungen diese Bundesregierung
nach London fährt.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Ich habe auch mit sehr großer Aufmerksamkeit den
Worten der Kollegen Gabriel und Gysi zugehört. Ich
möchte Ihnen an dieser Stelle empfehlen: Fahren Sie
doch gemeinsam mit Frau Käßmann nach Afghanistan.
Schauen Sie sich die Situation vor Ort an.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU �
Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Und
wenn die Reise abgelehnt wird?)

� Fahren Sie noch einmal hin und schauen Sie sich die
Situation noch einmal an. Dann würden Sie, glaube ich,
über die Problematik, die dort vor Ort herrscht, wesent-
lich konkreter und wesentlich realistischer reden kön-
nen, als Sie das heute hier getan haben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU � Dr. Dagmar Enkelmann [DIE
LINKE]: Realismus im Bundeswehrcamp? Na
super!)

Ich hatte heute den Eindruck, dass, mit Ausnahme ei-
ner Fraktion, in diesem Haus bezüglich der strategischen
Ausrichtung der Bundesregierung für die Londoner Af-
ghanistan-Konferenz an vielen Stellen eine Übereinstim-
mung zum Vorschein kommt, wenn sich der parteipoliti-
sche Pulverdampf verzieht. Wir haben zum ersten Mal
deutlich gemacht, dass der Primat der Politik in diesem
Einsatz wieder die Oberhand gewinnt. Ich halte das für
sehr wichtig. Wir haben viele Forderungen, die in den
vergangenen Jahren im Parlament stets wiederholt wor-
den sind � mehr Aufbau von Polizei, mehr zivile Unter-
stützung, mehr Übergabe von Verantwortung an die af-
ghanische Regierung, mehr Schutz der Bevölkerung �,
in diese Strategie implementiert.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Ich hatte heute an vielen Stellen der Diskussion den
Eindruck, dass wir mit rückwärtsgerichteten Termini ar-
beiten. Der Punkt, an dem wir heute sind, bedeutet für
mich einen Aufbruch. Wir zeigen eine Perspektive für
Afghanistan, aber auch eine Perspektive für die interna-
tionale Gemeinschaft auf. Man sollte hier nicht den Ein-
druck erwecken, dass die Bundesregierung die Probleme
in Afghanistan alleine lösen kann. Es war eine interna-
tionale Kraftanstrengung. Es ist eine internationale
Kraftanstrengung. Ich glaube, wir sind gut beraten, wenn
wir in London noch einmal allen Bürgerinnen und Bür-
gern der Mitgliedstaaten deutlich machen, dass das auch
weiterhin eine internationale Kraftanstrengung ist.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)
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Herr Gysi, Sie haben heute hier Zahlen vorgetragen,
um zu unterlegen, dass sich die Situation in Afghanistan
nicht signifikant verbessert hat.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Aus
dem UN-Bericht!)

Sie haben dabei aber eines außer Acht gelassen: Die
Rückführung von Millionen von Flüchtlingen aus den
benachbarten Ländern Pakistan und Iran ist eine große
Belastung, die dieses Land zusätzlich zu den Folgen des
Bürgerkrieges zu tragen hat, bzw. es ist eine unmittel-
bare Folge aus dem Bürgerkrieg. Das wirkt sich selbst-
verständlich auch auf diese Strukturen aus. Man sollte
nicht so tun, als sei die Präsenz der internationalen Ge-
meinschaft in den letzten Jahren vollkommen umsonst
gewesen.

Dies ist eine komplexe und komplizierte Region. Ich
bin dankbar, dass heute auch das Thema Pakistan ange-
sprochen worden ist. Es wird viel zu wenig zur Kenntnis
genommen, dass Pakistans Regierung unter anderem mit
militärischen Anstrengungen ebenfalls versucht, Stabili-
tät in der Region herbeizuführen. An dieser Stelle sind
sehr viele Todesopfer zu beklagen, auch unter den Sol-
daten und den Polizisten. Ich möchte die Gelegenheit
nutzen, ein sehr herzliches Dankeschön an die pakistani-
schen Entscheidungsträger zu richten; denn letztendlich
profitieren auch wir bei unserem Einsatz und Engage-
ment in Afghanistan davon.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Wir haben heute die Frage gehört: Warum ist erst eine
Truppenaufstockung notwendig, um die Zahl dann zu-
rückzuführen? Wenn ich dieser neuen Strategie den
Schutz der Zivilbevölkerung und die Übergabe in Verant-
wortung als wesentliche Punkte zugrunde lege, bedeutet
das, dass ich in den bevölkerungsstarken Regionen Si-
cherheit herstellen und gleichzeitig die afghanische Ar-
mee ausbilden muss, um diese in die Lage zu versetzen,
die Aufgaben der Sicherheitskräfte eines souveränen
Landes zu erfüllen. Insofern ist das vollkommen logisch;
das ist überhaupt nicht unlogisch. Das sieht man, wenn
man sich einmal etwas intensiver mit den Einzelheiten
dieser strategischen Überlegungen befasst.

Ich möchte hier weiterhin zum Ausdruck bringen,
dass ich das notwendige Vertrauen in die Fähigkeiten un-
serer Bundeswehr in dem Bereich habe. Wir werden in
Zukunft eine große Verantwortung bei der Führung des
Regionalkommandos Nord haben. Ich wünsche mir,
liebe Kolleginnen und liebe Kollegen, dass Sie, um die
Ziele zu erreichen � Stärkung des zivilen Wiederauf-
baus, mehr Übergabe in Eigenverantwortung, Schutz der
Zivilbevölkerung �, den Einsatz unserer Bundeswehrsol-
daten auf der Basis dieses neuen Mandates mittragen.
Ich wiederhole das an dieser Stelle und danke all den be-
sonnenen Kolleginnen und Kollegen in den anderen
Fraktionen dafür, dass sie diesen Weg mitgehen wollen.

Ich bin der Meinung, dass die zeitlichen Ziele, über
die wir heute gesprochen haben, durchaus zu erreichen
sind. Aber wenn wir unsere eigene Strategie nicht unter-
stützen, wenn wir nicht an sie glauben und wenn wir

schon von vornherein unseren zivilen Aufbauhelfern,
den Diplomaten und den Soldaten dem Grunde nach sa-
gen, dass wir nicht so ganz dahinterstehen oder nicht so
ganz davon überzeugt sind, dann frage ich mich, wo die
Menschen, die das vor Ort umsetzen sollen, die Motiva-
tion hernehmen sollen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Ich glaube, dass in Zukunft ein wesentlicher Punkt
der diplomatischen und politischen Bemühungen der in-
ternationalen Gemeinschaft sein wird, die afghanische
Regierung dabei zu unterstützen, als souveräner Staat
die Versöhnung, die ihre Aufgabe in ihrem Land ist, zu
erreichen. Das wird schwierig werden. Das wird viel Ge-
duld bedürfen. Wir werden hier sicherlich viele � ich
sage es einmal salopp � Kröten zu schlucken haben.
Aber am Ende jeder militärischen Mission muss es eine
politische Lösung geben. Wir sind zum ersten Mal ge-
meinsam in einer so realistischen Bewertung der Lage
angekommen, dass ich der Überzeugung bin, dass wir
hier mit einer gemeinsamen Kraftanstrengung in den
nächsten vier bis fünf Jahren zu wesentlich besseren Er-
gebnissen kommen werden als in den vergangenen acht
Jahren.

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt:
Für die CDU/CSU-Fraktion spricht nun der Kollege

Ernst-Reinhard Beck.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Ernst-Reinhard Beck (Reutlingen) (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und

Herren! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Lieber
Kollege Gabriel, vorneweg möchte ich sagen: Ich
glaube, es ist nicht ganz seriös, das, was man selbst acht
Jahre lang nicht geschafft hat, was einem acht Jahre lang
nicht gelungen ist, den Nachfolgern in dieser Form anzu-
hängen.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Das machen wir gar
nicht!)

Schlicht und ergreifend bis vor vier Monaten hat Ihr Au-
ßenminister hier Verantwortung getragen. Diese rück-
wärtsgewandte Geschichte ist schwer erträglich.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Ich habe Ihnen keinen
Vorwurf gemacht!)

Wenn Sie etwas zum Konzept gesagt hätten, wäre das et-
was anderes. Aber Sie haben damit im Grunde Ihre ei-
gene Regierungszeit mit schlechten Noten versehen.

(Sigmar Gabriel [SPD]: Was habe ich Ihnen
vorgeworfen?)

Das will ich am Anfang sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)


